
Im trYühjabr hatte ich berichtet, dass sich
die Bundesregierung auf EU-Ebene bei
der Zulassung der grtinen Gentechnik
für landwirlschaftliche Prcdukte der
Stimme enthalten hat, da die Kanzlerin
und die beteiligten CDu-Ministerien für
die Gentechnik und die beteiligten SPD-
und das CSU-geführte Landwiftschafts-
ministedum gegen den Anbau gentech-
nisch veränderter Pflanzen votierten. Aus
diesem Anlass habe ich mit meinem Kol-
legen Thomas Reusch-trtey (Pfar:er und
SPD-Abgeordneter aus Bietigheim-Bis-
singen) Bundesumweltministerin Barba-
ra Hendricks (SPD) gebeten, sich dafür
einzusetzen, dass durch nationale Arr-
bauverbote unsere Landwttschaft gen-
techniklrei bleiben kann. Dies ist der
Wunsch der meisten Verbraucher, stärkt
die bäuerlichen Betriebe in unserer Hei-
mat (gegenüber den Großbetrieben und
den Agrar-Multis) und ist ein Beitrag zur
Bewahrung der Schöpfung.

Der Rat der EU-Umweltminister hat
jetzt mit der Stimme der deutschen Um-
weltministerin Barbara Hendricks (SPD)
entschieden, dass die Mitgliedstaaten der
EU künftig Möglichkeiten haben so1len,
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lungen bei neu erkannten Gefahren auch
a$ar-politische Ziele und die öffentliche
Ordnung als rechtliche Gründe für natio-

nale Anbauverbote
aufgenommen wur-
den. Es ist vorgese-
hen, dass die Natio-
nalstaaten über die
EU-Kommission
ihre (nationale) Ab-
lehnung beim Ge-
nehmigungsprozess
gentechaisch ver-
änderter Pflanzen
einbringen.

Auf EU-Ebene sollen die gesetzlichen
Grundlagen und Verfabren bis Ende des
Jahrcs festgelegt sein. Dann steht eine
Umsetzung in nationales Recht an.

Mich freut es, dass es SPD und CSU
gelungen ist, dass die CDU und die
Kanzlerin diesen Kurswechsel akzeptie-
ren und mittragen. Dies zeigt: Regieren
ist schwieriger a1s opponieren - aber
auch wichtiger

Dabei ist in Koalitionsverhägen auf
Bundes- und Landesebene grundsätzlich
festgelegt, dass man sich bei Uneinigkeit
zwischen den Koalitionspartnem auf der
nächsthöheren Ebene der Stimme ent-
hält.

Solch eine Enthaltung ist auch im
Bundesrat durch das Land möglich. So
lehnt die Mehrheit der Gritren bis jetzt
die von der schwarz-roten Bundesregie-
rung vorgeschlagene Einstufung der Bal-
kanländer als sichere Herkunftsstaaten
im Asylrecht ab, auch wenn hier fast nie-
mand eine politische Verfolgung nach-
weisen kann. Zum Schluss noch ein er-
freuliches Wort zrir grünen Gentechnik
auf Landesebene: Im Landwirtschafts-
ausschuss hat ein von Abgeordneten aller
vier im Landtag vertretenen Pattej.en
eingebrachter Antrag eine große Mehr-
heit gelunden: Die Landesregierung wird
aufgefordert, schrittweise gentechnik-
Ireies !\rttemittel zum Bestandteil des
Qualitätszeichens Baden-Württemberg
(QZBW) zu machen.

Fü r gentech n i kfreie La ndwi rtschaft
den Anbau von gentechnisch veränderten
Organismen (GVO) in ihrem Hoheitsge-
biet zu beschränken oder zu unte$agen
(Opt-out-Rege-
lung). Jahrelang
hatte die schwarz-
gelbe Bundesregie-
rung EU-VorschIä.:.
ge für nationale
Anbauverbote b1o-
ckiert.

Im Moment ist in
Deutschland der
Anbau gentech-
nisch verände-rter
Pflanzen untersagt. Für die in der EU zu-
gelassene gentechnisch veränderte Mais-
linie MON 810 besteht seit 2009 aber nur
ein temporäres Anbauverbot gemäß einer
Ausnahmeregelung im'europäischen
Recht (der sogenannten Schutzklausel).
Die heuen Regeln bieten jetzt die Chan-
ce, diesen A.nbau dauerhaft zu verbieten.

Wichtig ist, dass bei den Möglichkeiten
ftir die Anwendung der Opt-out-Rege-
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